BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 30. April 2025, XI R 1/23

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 30.04.2025 XI R 25/24 - Zur Umsatzsteuerbefreiung von
Assistenzleistungen fiir Menschen mit Behinderung, die aus dem "Personlichen Budget” bestritten werden

ECLI:DE:BFH:2025:U.300425.X1R1.23.0
BFH XI. Senat

UStG &4 Nr16 S 1 Buchstk, UStG &4 Nr 16 S 1 Buchst [, UStG & 4 Nr 16 S 1 Buchst n, EGRL 112/2006 Art 132 Abs 1
Buchst g, SGB 9 & 17, SGB 9 2018 § 29, GG Art 3 Abs 1, GG Art 3 Abs 3, UStG VZ 2012, UStG VZ 2013, UStG VZ 2014,
UStG VZ 2015 , UNBehRUbk

vorgehend FG Dusseldorf, 14. Dezember 2022, Az: 5 K 2911/18 U

Leitsatze

1. NV: Eine Leistung ist nicht bereits dann in die Berechnung der Sozialgrenze des & 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. k und L des
Umsatzsteuergesetzes (UStG) in der in den Jahren 2012 bis 2015 geltenden Fassung (jetzt: & 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. n
UStG) einzubeziehen, wenn die Gegenleistung aus dem Personlichen Budget (§ 17 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
--SGB IX-- a.F,, jetzt: § 29 SGB IX) bezahlt worden ist.

2. NV: Eine Leistung ist jedoch in die Berechnung der Sozialgrenze des § 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. k und L UStG in der in
den Jahren 2012 bis 2015 geltenden Fassung (jetzt: § 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. n UStG) einzubeziehen, wenn ein
Budgetnehmer mit einem in der Vorschrift genannten Kostentrager als Budgetgeber eine individuelle Zielvereinbarung
abgeschlossen hat sowie ein Gesamtplan des Budgetgebers vorliegt, in denen jeweils der Leistungserbringer namentlich
genannt wird (Anschluss an das BFH-Urteil vom 19.12.2024 - V R 1/22, zur amtlichen Verdffentlichung bestimmt).

Tenor

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Finanzgerichts Disseldorf vom 14.12.2022 - 5 K 2911/18 U aufgehoben.
Die Sache wird an das Finanzgericht Disseldorf zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurtickverwiesen.

Diesem wird die Entscheidung lber die Kosten des Verfahrens ubertragen.

Tatbestand

1 Die Beteiligten streiten darlber, ob Assistenzleistungen, die der Klager und Revisionsklager (Klager) in den Jahren
2012 bis 2015 (Streitjahre) an schwerbehinderte Auftraggeber erbracht hat, nach & 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. k und L
des Umsatzsteuergesetzes (UStG) in der in den Streitjahren geltenden Fassung (a.F.) von der Umsatzsteuer befreit
sind, weil die Zahlungen aus dem Personlichen Budget (in den Streitjahren § 17 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch --SGB IX-- a.F.; jetzt: & 29 SGB IX) der Auftraggeber stammen.

2 Der Klager leistete zunachst selbstandigen Unternehmern (zum Beispiel kleinen Handwerksbetrieben)
verschiedener Branchen Hilfestellung. Seit 2008 Ubernahm er auch die Begleitung und Beratung von Menschen mit
Behinderung (Klienten) im Arbeitgebermodell "Personliches Budget" (Budgetassistenz). Die Budgetassistenz bildete
in den Streitjahren den Schwerpunkt seiner Tatigkeit.

3 Inden Streitjahren begleitete das Unternehmen des Klagers tGber 100 Menschen mit Behinderung durch Assistenten
in der ganzen Bundesrepublik Deutschland. Nur fir einen Teil der Klienten legte der Klager Unterlagen zu seinen
Budgetassistenzleistungen vor. Zum Teil wurde in dem zwischen dem Kldger und den jeweiligen Klienten
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geschlossenen zivilrechtlichen "Klienten-Vertrag” ein monatliches Pauschalhonorar und zum Teil eine Abrechnung
nach angefallenen Stunden vereinbart. In keinem Fall wurde er aufgrund eines Vertrages mit einem gesetzlichen
Sozialversicherungstrager tatig.

Der Klager wurde auferdem in der Regel vom Klienten (oder dessen Betreuer oder Vertreter) bevollmachtigt, ihn im
Bereich des Persdnlichen Budgets sowie in Fragen des Schwerbehindertenrechts und des Sozialrechts zu den
zustandigen Stellen zu begleiten und die erforderlichen Vorgange einzuleiten. Rechtsdienstleistungen wurden an
rechtsdienstleistungsbefugte Personen Ubertragen. Der Klager fertigte in Absprache mit den Klienten Aufstellungen
zum Personlichen Budget zur Budgetbeantragung bei dem jeweiligen Leistungstrager (Budgetgeber) an und reichte
diese fur die Klienten beim jeweiligen Budgetgeber ein. Die jahrlichen Kosten fiir die Budgetassistenz des Kldgers
wurden in den jeweiligen Aufstellungen zur Ermittlung der Gesamtkosten (Budgetbedarf) als Teil der Gesamtkosten
gesondert aufgefiihrt. Die Klienten bezahlten die Leistungen des Klagers mit Mitteln aus ihrem Personlichen
Budget.

Das an die Klienten ausgezahlte Personliche Budget enthielt zumindest teilweise einen fir die Budgetassistenz
einkalkulierten Betrag. In welcher Hohe die Klienten die Mittel aus ihrem Personlichen Budget verwendeten, um die
vom Klager in Rechnung gestellten Betrage zu begleichen, hing von der Hohe des fur die Budgetassistenz
tatsachlich bewilligten Etats und von der personlichen Einkommens- und Vermogenslage der Klienten ab. Die
Klienten (Budgetnehmer) schlossen mit den Leistungstragern (Budgetgebern) Zielvereinbarungen ab. Die
tatsachliche Verwendung des Personlichen Budgets mussten die Klienten den Budgetgebern anschlieend als
Nachweis und zur Kontrolle mitteilen. Die Klienten waren verpflichtet, gegenuber den Budgetgebern die tatsachlich
angefallenen Kosten durchgehend nachzuweisen. Hierzu erstellte der Klager regelmafsig Endabrechnungen fir
seine Klienten, die von ihm unmittelbar an den jeweiligen Budgetgeber versandt wurden. Die Endabrechnungen
waren keine Rechnungen im Sinne des & 14 UStG, sondern Abrechnungspapiere, mit denen die laufende
Buchhaltung und die Einzelnachweise der angefallenen Kosten ibersandt wurden.

Die Stadt A bestatigte dem Klager 2016, dass er fiir verschiedene Personen, denen durch die Stadt A auf Antrag ein
Personliches Budget bewilligt wurde, Budgetassistenz geleistet habe. In dem Schreiben hief3 es weiter: "Sofern der
Budgetnehmer (m/w) kostenpflichtige Budgetberatung durch Anbieter in Anspruch nimmt und/oder Kosten fiir den
Verwaltungs- und/oder Regiebedarf bei der Umsetzung des Personlichen Budgets und den damit verbundenen
MaRnahmen anfallen ..., sind diese Aufwendungen aus den Geldleistungen des Personlichen Budgets zu finanzieren
(8 17 Abs. 3 Satz 3 SGB IX). Die jeweils angemessenen Kosten der Budgetassistenz, die sich nach dem Ausmaf’ und
Umfang des Unterstitzungsbedarfs und der Unterstitzungsleistung im Einzelfall ausrichten, kénnen bei der
Bemessung eines Personlichen Budgets berlicksichtigt werden. Voraussetzung ist jedoch, dass die Kosten des
Gesamtbudgets, hier einschlieBlich der Kosten fiir die Budgetassistenz, die zur Deckung eines in einem mit dem
Hilfebedurftigen (m/w) in einem Hilfebedarfsfeststellungsverfahren festgestellten zu deckenden Hilfebedarfs und
zur Erreichung der erdrterten und vereinbarten Eingliederungsziele erforderlich ist, in einem Kostenvergleich zu
Leistungsanbietern, mit denen die Stadt ... [A] gemaR & 75 Abs. 3 SGB XII Vergutungsvereinbarungen abgeschlossen
hat, nicht Ubersteigen.”

Fir einen Teil der Klienten war ein Abgleich der Zielvereinbarungen mit den vom Klager eingereichten
Aufstellungen zum Personlichen Budget nicht maglich, weil weder die den Kostentragern ibermittelten
Aufstellungen noch die Antrage zur Bewilligung des Personlichen Budgets vorgelegt wurden. Aufserdem wurden
zumindest teilweise die vom Kldger erstellten Aufstellungen zum Persdnlichen Budget vom Budgetgeber gekurzt,
ohne dass ersichtlich ist, welche genaue Position gekurzt wurde. Zum Teil wich die Hohe der tatsachlich vom
Budgetgeber gezahlten Leistungen von der Zielvereinbarung und von der Antragskalkulation ab, ohne dass der
Budgetgeber Riickforderungsanspriiche gegeniiber dem Klager geltend machte.

Der Kldger wies in seinen Rechnungen an die Klienten keine Umsatzsteuer aus. In seinen Umsatzsteuererklarungen
gab der Klager als Art des Unternehmens "Pflegedienst” (2012 bis 2013) beziehungsweise "Pflege” (2014 bis 2015)
an und erklarte zum weit Uberwiegenden Teil steuerfreie Umsdtze (§ 4 Nr. 16 bzw. Nr. 14 UStG).

Im Jahr 2016 flhrte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) beim Klager eine Lohnsteuer-
AuRenprufung (Prifungszeitraum 01.01.2013 bis 31.03.2016) durch. Die Pruferin stellte dabei unter anderem fest,
dass der Klager die private Kfz-Nutzung von Arbeitnehmern nicht der Umsatzsteuer unterworfen hatte. Mit
Anderungsbescheiden vom 28.06.2016 setzte das FA die Umsatzsteuer fiir die Jahre 2013 und 2014 entsprechend
hoher fest; der Vorbehalt der Nachpriifung blieb bestehen. Gegen diese Anderungsbescheide legte der Kliger
Einspruch ein. Ein Antrag des Kligers auf Anderung der Umsatzsteuerfestsetzung fiir das Jahr 2012 vom 30.06.2016,
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mit dem er die Berilicksichtigung von Vorsteuerbetragen aus Kfz-Leasing-Vertragen begehrte, wurde mit Bescheid
vom 26.08.2016 abgelehnt.

Am 03.08.2017 erlie® das FA auf & 164 Abs. 2 der Abgabenordnung gestiitzte Umsatzsteuer-Anderungsbescheide fiir
die Streitjahre und wendete auf samtliche Umsatze des Klagers den Regelsteuersatz an, ohne die Umsatzsteuer aus
den als steuerfrei erklarten Umsatzen herauszurechnen. Der Vorbehalt der Nachprifung blieb bestehen. Der Klager
legte auch gegen die Anderungsbescheide Einspruch ein.

Mit Einspruchsentscheidung vom 12.10.2018 setzte das FA die Umsatzsteuer fur 2012, 2013, 2014 und 2015 herab.
Das FA rechnete aus den bisher als steuerfrei erklarten Umsatzen die Umsatzsteuer heraus beziehungsweise
schatzte die Umsatzsteuer fir 2015 anhand der eingereichten Gewinn- und Verlustrechnung. Des Weiteren wurden
abziehbare Vorsteuerbetrage in geschatzter Hohe steuermindernd berticksichtigt. Das FA flihrte weiter aus, dass der
Einspruch im Ubrigen unbegriindet sei. Die Steuerbefreiung nach & 4 Nr. 16 UStG sei vorliegend nicht anzuwenden.
Der Klager habe nicht substantiiert dargelegt, seit wann sich die Tatigkeit in erster Linie auf die Organisation und
Verwaltung des Persdnlichen Budgets erstreckt habe. Dartber hinaus habe der Klager nicht nachgewiesen, ob und
fur welche Versorgungsleistungen an Kunden in mindestens 40 % der Falle (bis 30.06.2013) beziehungsweise in
mindestens 25 % der Falle (ab 01.07.2013) von den gesetzlichen Tragern der Sozialversicherung oder Sozialhilfe
Leistungen erbracht worden seien. Entsprechende Aufzeichnungen seien nicht vorgelegt worden. Der Klager trage
insoweit die Feststellungslast. Soweit im Jahr 2015 Leistungen gemaf3 § 37 Abs. 1 des Funften Buches
Sozialgesetzbuch (hausliche Krankenpflege) erbracht worden seien, habe der Klager keine Unterlagen oder
Erlauterungen vorgelegt. Die weitere Prifung der Einwendungen gegen die Umsatzsteuerbescheide fir 2013 und
2014 (Einspriiche vom 01.07.2016) erubrige sich.

Das FG wies die Klage, mit der der Klager begehrte, die Budgetassistenzleistungen steuerfrei zu belassen und den
vom FA gewahrten Vorsteuerabzug riickgangig zu machen, ab. Sein Urteil ist in Entscheidungen der Finanzgerichte
(EFG) 2023, 1170 veroffentlicht.

Mit der Revision rlgt der Klager die Verletzung materiellen Rechts. Die Erweiterung des Einleitungssatzes des § 4
Nr. 16 UStG im Jahr 2020 sei gemaf’ Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112/EG vom 28.11.2006 uber das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuersystemrichtlinie --MwStSystRL--) bereits in den Streitjahren zu
berucksichtigen. Er, der Klager, erbringe unstreitig eng mit der Betreuung und Pflege korperlich, geistig oder
seelisch hilfsbedirftiger Personen verbundene Leistungen. Leistungen, die aus dem Persdnlichen Budget bestritten
werden, seien in die Sozialquote einzubeziehen. Eine andere Auslegung sei verfassungswidrig (Verstof? gegen Art. 3
Abs. 1 des Grundgesetzes --GG--), da der Klager schlechter gestellt werde als zum Beispiel Pflegedienste, deren
Leistungen nicht aus dem Personlichen Budget bestritten werden. Das Personliche Budget sei eine vom Gesetzgeber
gewollte Alternative zu Sachleistungen. Die Leistungen seien daher umsatzsteuerrechtlich gleich zu behandeln, um
zu vermeiden, dass Menschen mit Behinderungen faktisch dazu gezwungen werden, Sachleistungen in Anspruch zu
nehmen. Aufierdem dienten die Leistungen des Klagers dem Gemeinwohl. Eine Umsatzsteuerpflicht sei nicht mit

§ 29 SGB IX in Einklang zu bringen. Die Bemessung des Personlichen Budgets erfolge nach dem festgestellten
Bedarf (&8 29 Abs. 2 Satz 6 SGB IX). Das Personliche Budget solle nicht die Kosten aller bisher individuell
festgestellten Leistungen uberschreiten (§ 29 Abs. 2 Satz 7 SGB 1X). Wurde man Leistungen, die aus dem
Personlichen Budget finanziert werden, hoher besteuern als Sachleistungen, kdnne diese Vorgabe nicht erfullt
werden. Es komme zu einer Mehrbelastung fir die Pflegekassen (und gegebenenfalls zu einer
Freiheitsbeschrankung der Klienten).

AuRerdem verstofie die Auslegung des FG gegen Art. 132 Abs. 1 Buchst. g MwStSystRL. Selbst wenn die Sozialquote
unionsrechtskonform sei, was bezweifelt werde, verstofe die Ausklammerung von Leistungen, die aus dem
Persénlichen Budget finanziert werden, gegen Unionsrecht. Nach Art. 4 des Ubereinkommens (iber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention) vom 13.12.2006, die die Bundesrepublik
Deutschland am 24.02.20009 ratifiziert hat, seien die Vertragsstaaten verpflichtet, die volle Verwirklichung aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten fur alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund
von Behinderung zu gewahrleisten und zu fordern. Es seien alle geeigneten Mafinahmen (einschlief3lich
gesetzgeberischer MaRnahmen zur Anderung oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen,
Gepflogenheiten und Praktiken) zu treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen darstellen,
und alle geeigneten MafRnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von Behinderung durch Personen,
Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen. Soweit das FG angenommen habe, dass der Klager nicht
unmittelbar von der UN-Behindertenrechtskonvention betroffen sei, andere dies nichts daran, dass die Auslegung
des FG unionsrechtswidrig sei.
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AuBerdem weiche die Vorentscheidung vom Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 24.02.2021 - XI R 30/20

(XI'R 11/17) (BFH/NV 2021, 1158) ab. Danach reiche im Falle der mittelbaren Kostentragung eine explizite
Entscheidung der Pflegekasse oder die Maglichkeit zum Abschluss eines Vertrages mit dem Kostentrager aus. Wenn
dem Kostentrager der leistende Unternehmer bekannt sei und er in Kenntnis dessen das Personliche Budget
bewillige, sei der dem Kostentrdger bekannte leistende Unternehmer vom betreffenden Mitgliedstaat als
Einrichtung mit sozialem Charakter anerkannt. Bei zweckwidriger Verwendung der Mittel wirden diese
zuriickgefordert und gegebenenfalls zusatzlich der Budgetnehmer sanktioniert. Uberschiisse seien an den
Kostentrager zuriickzuzahlen.

Erganzend beruft sich der Klager auf das Urteil des FG Minster vom 11.12.2023 - 15 K 448/20 (EFG 2024, 425). Im
Falle der Zuerkennung einer Pflegestufe kdnne eine Kostentragung durch den Sozialversicherungstrager unterstellt
werden.

Der Klager beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und die Umsatzsteuerbescheide fir die Jahre 2012 bis 2015
in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 12.10.2018 dahingehend zu andern, dass die Budgetassistenzleistungen
steuerfrei belassen und die gewahrten Vorsteuerbetrage nicht mehr berticksichtigt werden,

hilfsweise, das Verfahren auszusetzen und den Gerichtshof der Europdischen Union um Vorabentscheidung zu
ersuchen,

weiter hilfsweise, das Verfahren auszusetzen und eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemaf3 Art. 100
Abs. 1 GG einzuholen.

Das FA beantragt, die Revision als unbegrindet zuruckzuweisen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision ist begriindet; sie fihrt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Zuriickverweisung des
Rechtsstreits an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (8§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat nicht hinreichend beachtet, dass im Falle einer expliziten Entscheidung
eine mittelbare Kostentragung fur eine Anerkennung ausreichen kann. Die Vorentscheidung ist deshalb aufzuheben.

1. Hinsichtlich der Voraussetzungen der Steuerbefreiung und der Méglichkeit, dass es im Rahmen des Personlichen
Budgets zu einer mittelbaren Anerkennung durch eine explizite Entscheidung der Behorde kommt, verweist der
Senat auf sein Urteil vom gleichen Tag - XI R 25/24.

2. Entgegen der Auffassung des FG sind danach auch aus dem Personlichen Budget (8 17 Abs. 1 Satz 1 SGB IX a.F,,
nunmehr & 29 Abs. 1 Satz 1 SGB IX n.F.) bestrittene Leistungen fir die Bemessung der Mindestvergutungsquote des
§ 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. k, |, m oder n UStG zu bericksichtigen, wenn eine explizite Entscheidung auch in Bezug auf
die Person des Leistungserbringers durch einen in dieser Vorschrift genannten Trager (zum Beispiel gesetzlicher
Trager der Sozialversicherung, Trager der Sozialhilfe, Trager der Eingliederungsbeihilfe nach § 94 SGB IX) vorliegt.
Der Senat verweist erganzend zur Vermeidung von Wiederholungen auch auf das BFH-Urteil vom 19.12.2024 -

VR 1/22 (zur amtlichen Veroffentlichung bestimmt). Die Vorentscheidung ist deshalb aufzuheben.

Der Einwand des FA, dass die Wahlfreiheit des Budgetnehmers trotz der Zielvereinbarung fortbestehe, was das
Vorliegen einer expliziten Entscheidung ausschlieRRe, erachtet der Senat nicht fur durchgreifend. Die Wahlfreiheit
des Budgetnehmers ist auch gewahrt, wenn ein Budgetnehmer in einem ersten Schritt den Kldger als gewinschten
Leistungserbringer auswahlt und der Budgetgeber ihn in einem zweiten Schritt aufgrund der Wahl durch eine
explizite Entscheidung als befreite Einrichtung anerkennt.

3. Die Sache ist nicht spruchreif.

a) Das FG hat --aus seiner Sicht konsequenterweise-- nicht festgestellt, ob fiir eine hinreichende Zahl von
Umsatzen, die zum Uberschreiten der Sozialquote fiihrt, eine explizite Entscheidung des zustindigen Trigers zur
Gewahrung eines Personlichen Budgets vorliegt, die in Kenntnis des Umstands getroffen worden ist, dass der Klager
die im Personlichen Budget enthaltene Leistung erbringen wird. Aus dem bisher vom FG gegenuliber dem
Verwaltungsverfahren weiter aufgeklarten Sachverhalt ergibt sich aufgrund des Umstands, dass nur exemplarisch
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Unterlagen vorgelegt wurden, bisher nur, dass dies teilweise der Fall sein diirfte. Das FG wird dazu unter
Mitwirkung des Klagers (§ 76 Abs. 1 Satz 2 FGO) weitere tatsachliche Feststellungen treffen missen.

25 b) Ausgehend von den tatsachlichen Feststellungen erscheint es trotz des Vortrags des Klagers in der mundlichen
Verhandlung, dass alle Unterlagen noch vorhanden seien und das Personliche Budget der Budgetnehmer teilweise
sogar direkt an ihn ausgezahlt worden sei, moglich, dass fir einen Teil der Umsatze nicht nachweisbar sein konnte,
ob eine explizite Entscheidung der in § 4 Nr. 16 Satz 1 Buchst. k oder | UStG a.F. genannten Personen vorliegt.
Sollte insoweit eine weitere Sachverhaltsaufklarung nicht mehr mdglich sein, geht dies zu Lasten des Klagers, der
insoweit die Feststellungs- und Beweislast tragt (vgl. BFH-Urteil vom 02.04.1998 - V R 66/97, BFHE 185, 543, BStBl
11 1998, 632, unter I1.2.; BFH-Beschluss vom 15.12.2016 - V B 102/16, BFH/NV 2017, 631, Rz 9). Hierbei wird das FG
zu beachten haben, dass eine fehlende Kommunikation mit dem jeweiligen Trager dagegen spricht, dass der
jeweilige Trager das Personliche Budget in Kenntnis des Umstands, wer Leistender sein wird, bewilligt hat.

26 ) Der Senat weist, da der Klager moglicherweise noch andere Umsatze ausgefuhrt hat, ferner darauf hin, dass sich
die vom FG zu ermittelnde Sozialgrenze nicht auf den Gesamtumsatz des Unternehmers, sondern nur auf die in § 4
Nr. 16 UStG bezeichneten Umsatze bezieht (vgl. BFH-Urteil vom 15.03.2007 - V R 55/03, BFHE 217, 48, BStBL I
2008, 31, unter I1.3.).

27 4. Die Ubertragung der Kostenentscheidung beruht auf & 143 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 5 von 5


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520252/

	Urteil vom 30. April 2025, XI R 1/23
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



